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Daniela Neri

FRANKREICHS REICHSPOLITIK AUF DEM RASTATTER KONGRESS 

(1797-1799)

1997 jährt sich zum 200. Male die Eröffnung des Rastatter Kongresses, der zwi­

schen Frankreich und dem Reich eine fünfjährige Kriegsphase mit einem Friedens­

schluß beenden sollte. Von französischer Seite wurde dieser Friedenskongreß in ei­

ne Reihe mit den Friedensschlüssen von Westfalen 16481, Riswjck 16972, Baden 

17143 und dem Frieden von Wien von 17384 gestellt5. Dies zeigt deutlich, daß sich 

die französische Republik von diesem Friedensschluß einschneidende Veränderun­

gen erwartet hatte. Schließlich aber sollten sich die epochalen Umwälzungen für das 

Reich, die die Regierung der französischen Republik bereits für 1797/1799 geplant 

hatte, nochmals um einige Jahre, bis 1802/1803, verschieben. Trotz alledem ist es er­

staunlich, daß der Rastatter Kongreß, der nicht zum Frieden, sondern zur Fortset­

zung des Krieges zwischen Frankreich und dem Reich führen sollte6, nicht, wie z.B. 

einige der weiter obengenannten Friedensschlüsse, das Forschungsinteresse auf sich 

ziehen konnte. Und dies, obwohl wichtige spätere Entwicklungen in den Verhand­

lungen vorweggenommen wurden, wie z.B. die Abtretung des linken Rheinufers 

und die Anerkennung des Säkularisationsprinzips als Entschädigung für die links­

rheinischen Verluste. Die wenigen Arbeiten7, wie z. B. das umfangreiche Werk von 

Hermann Hüffer8, oder auf französischer Seite, die Untersuchung bzw. die Edition 

1 Vgl. zum Westfälischen Frieden: F. Dickmann, Der Westfälische Friede, Münster 61992; K. Rup­

pert, Die kaiserliche Politik auf dem westfälischen Friedenskongreß 1643-1648, Münster 1979.

2 Vgl. hierzu: G. Clark, The Nine Years War 1688-1697, in: The New Cambridge Modern History , 

Bd. 6: The Rise of Great Britain and Russia , 1688-1715/25, hg. von J. S. BROMLEY, London 1970.

3 Vgl. hierzu: H. DüCHHARDT, Gleichgewicht der Kräfte, Convenance, Europäisches Konzen, 

Darmstadt 1976, besonders S. 41-89.

4 Vgl. dazu: M. Braubach, Friedensvermittlung in Europa 1735, in: Historisches Jahrbuch 70 (1950), 

S. 190-237.

5 Vgl. hierzu das Memoire über das Verhalten Österreichs bei Friedensschlüssen mit Frankreich, das 

sich in den Unterlagen für die französische Deputation auf dem Rastatter Kongreß befindet, in: 

A.E., CP Allemagne 674, f. 21-30.

6 Bereits im Frühjahr 1799 fingen die kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen Frankreich und 

Österreich erneut an, und nach dem Scheitern des Rastatter Friedenskongresses begann der 2. Koali­

tionskrieg gegen Frankreich.

7 Es sind u. a. folgende Untersuchungen zu nennen, die sich im Rahmen ihres Themas mit dem 

Rastatter Friedenskongreß beschäftigen: Frederic MASSON, Le departement des affaires etrangeres 

pendant la Revolution 1787-1804, Paris 1877; G. Pallain, Le Ministere de Talleyrand sous le 

Directoire. Correspondance Diplomatique de Talleyrand, Paris 1891; Raymond GUYOT, Le Direc- 

toire et la paix de l’Europe des traitees de ßäle ä la deuxieme coalition (1795-1799), Paris 1911; 

A. SOBOUL, Le Directoire et le Consulat (1795-1804), Paris 1972; G. Lefebvre, La France sous le 

Directoire (1795-1799), Paris 1977.

8 H. HüFFER, Der Rastatter Kongreß und die zweite KoaEtion, 2 Bde, Bonn 1878/79.
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von Montarlot/Pingaud9, die sich bisher mit diesem Thema beschäftigten, sind ge­

gen Ende des letzten und zu Beginn unseres Jahrhunderts erschienen. Je nachdem 

aus welcher Perspektive sie die Rastatter Friedensverhandlungen beurteilen, d.h. 

aus österreichisch-preußischer oder aus französischer Sicht, sind sie stark von dem 

österreichisch-preußischen oder österreichisch-französischen Antagonismus ge­

prägt. Schon diese Tatsache zeigt, daß neue Forschungen zum Rastatter Kongreß 

von Nöten sind und sicherlich einige Korrekturen in der Beurteilung mit sich brin­

gen würden.

Darüber hinaus lassen sich anhand der französischen Reichspolitik auf dem Ra­

statter Kongreß auch die unterschiedlichen Leitlinien der Außenpolitik des monar­

chischen und des revolutionären Frankreichs erkennen10. Unterschiede wie auch Ge­

meinsamkeiten sollen an späterer Stelle noch näher thematisiert werden11. Eine de­

taillierte Untersuchung der vielschichtig verflochtenen Verhandlungen während des 

Kongresses könnte überdies helfen, mehr Einblick in den preußisch-österreichischen 

Dualismus am Ende des alten Reiches zu gewinnen und den Anteil der jeweiligen 

Macht am Zerbrechen des alten Reichsverbandes deutlicher werden zu lassen.

Die Vernachlässigung des Rastatter Friedenskongresses in der Forschung muß 

wohl in einem größeren Zusammenhang gesehen werden. Der Kongreß gehört zur 

Geschichte der deutsch12 13-französischen Beziehungen der 2. Hälfte des 18. Jahrhun­

derts, die seit geraumer Zeit von der historischen Forschung außer acht gelassen 

worden ist, was durch Äußerungen wie: »eine zusammenfassende Darstellung der 

französischen Reichspolitik im 18. Jahrhundert fehlt«15, unterstrichen wird. In einer 

neueren Untersuchung der Deutschlandpolitik Frankreichs von 1763 bis 178914 

wird auf sehr anschauliche Weise nachgewiesen, welche Defizite die Forschung zu 

den deutsch-französischen Beziehungen in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 

aufweist. Diese sind größtenteils darauf zurückzuführen, daß eine Berücksichti­

gung der Diplomatiegeschichte in heutigen historischen Untersuchungen oft nicht 

mehr als zeitgemäß gilt; oder wie Jeremy Black sehr griffig formuliert hat: »Partly 

this is a matter of academic fashion. It is more appealing today, to Scholar, publisher 

and reader, to write on the French Revolution and poverty, crime or woman than 

the French Revolution and Austria, Prussia or Russia«is,

9 P. MONTARLOT/L. PlNGAUD, Le Congres de Rastatt, 3 volumes, Paris 1912/13.

10 Zuletzt im größeren Zusammenhang der Deutschlandpolitik im »Spannungsfeld von Tradition 

und Revolution« vgl. E. Fehrenbach, Vom Ancien Regime zum Wiener Kongreß, München/ 

Wien 1981, S. 42f. und E. Buddruss, Die Deutschlandpolitik der Französischen Revolution zwi­

schen Traditionen und revolutionärem Bruch, in: K.O. von Aretin/K. Härter (Hg.), Revolution 

und konservatives Beharren. Das alte Reich und die Französische Revolution, Mainz 1990, S. 

145-154.

11 Auf die Frage nach den Unterschieden bzw. Gemeinsamkeiten werde ich im letzten Punkt dieser 

Ausführungen eingehen.

12 Das Won deutsch bezieht sich hier auf das Reich; mit deutsch-französischen Beziehungen sind 

hier die Beziehungen zwischen Frankreich und dem Reich gemeint.

13 K.O. von AreTIN, Die Großmächte und das Klientelsystem im Reich am Ende des 18. Jahrhundens, 

in: Antoni Maczak (Hg.), Klientelsysteme im Europa der Frühen Neuzeit, München 1988, S. 63-82 

zitien nach E. Buddruss, Die französische Deutschlandpolitik 1756-1789, Mainz 1995, S. 7.

14 Vgl. E. Buddruss (wie Anm. 13) S. 1-13.

15 Jeremy BlaCK, Anglo-French relations in the age of the French Revolution, in: Francia 15 (1987), 

S. 407-433, hier S. 407, vgl. dazu E. BuDDRUSS (wie Anm. 13) S. 1, Anm.3.
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So läßt sich die Vernachlässigung des Rastatter Kongresses in der Forschung hi- 

storiographisch erklären; vielleicht hängt seine geringe Beachtung in der wissen­

schaftlichen Diskussion auch mit dem nicht erreichten Ziel seiner Einberufung, Ab­

schluß eines Friedens, zusammen. Obwohl der Friedenskongreß ohne Ergebnis ab­

gebrochen wurde, war man sich zur damaligen Zeit im klaren, welcher Stellenwert 

diesem Kongreß beizumessen war, verkörperte er doch trotz des fehlenden unmit­

telbaren Ergebnisses das Ende der politischen Ordnung des Ancien Regime und des 

Reichsgefüges. Clemens von Metternich16, der spätere erste Minister Österreichs, 

der an den Verhandlungen des Rastatter Kongresses nur in beobachtender Rolle 

teilnahm, - sein Vater Franz von Metternich-Winneburg’7 18 agierte als kaiserlicher 

Bevollmächtigter in Rastatt, - beurteilte den Kongreß in einem Schreiben an seine 

Frau vom 6. Januar 1798 wie folgt: C’est id que se dedde maintenant le sort de l’uni- 

vers entier, c'est de la paix de Rastatt seule que datera celle de l’Europe, si ce siecle 

orageux lui permet d’en avoir une'g.

Wie sich später zeigen sollte, standen sich hier zum letzten Mal seit Beginn der 

Revolutionskriege das republikanische Frankreich und der Kaiser an der Spitze des 

Reiches gegenüber. Und obwohl Frankreich seine politische Linie, in der Hoff­

nung, mit Hilfe Preußens dem Kaiser den Reichsfrieden diktieren zu können, nicht 

durchsetzen konnte, gelang es dem Kaiser nur kurzfristig, die alte Reichsstruktur 

zu retten, bevor sie 1802/03 durch den Reichsdeputationshauptschluß19 endgültig 

zerstört werden sollte. Somit stellt der Rastatter Kongreß einen letzten Sieg des al­

ten Reiches gegenüber dem revolutionären Frankreich dar. Die Bedeutung des Ra­

statter Kongresses liegt nicht zuletzt darin, daß auf ihm so wichtige Vorentschei­

dungen gefallen sind, wie die künftige Abtretung des linken Rheinufers und die 

Entschädigungen der weltlichen Reichsfürsten durch rechtsrheinische Säkularisa­

tionen.

Bevor sich nun der Blick auf die Einordnung des Rastatter Kongresses in das po­

litische Geschehen richtet, möchte ich noch kurz auf die innere Problematik des 

Kongresses eingehen. Eine Schwierigkeit stellen die verschiedenen Verhandlungse­

benen dar, die teilweise parallel liefen, und sich zweifelsohne gegenseitig beeinflußt 

haben. Deshalb ist es u.a. notwendig, vernünftige Strukturen herauszuarbeiten. Um 

einen Uberlick geben zu können, werde ich nicht auf alle Verhandlungsebenen ein­

gehen, sondern an bestimmten Stellen, wo das Gesamtverständnis dies erforderlich 

16 Zu Clemens Graf von Metternich-Winneburg vgl. Neuere Deutsche Biographie (NDB) 17 (1994), 

S. 236-243. Aus den zahlreichen Biographien ist zu nennen: G. De BERTHIER DE SAUVIGNY, Met­

ternich, Paris 1986.

17 Franz Georg Graf von Metternich-Winneburg, vgl. NDB 17 (1994), S. 235-236. Außerdem: H. 

MATHY, Franz-Georg von Metternich, Studien zur österreichischen Westpolitik am Ende des 18. 

Jahrhunderts, Meisenheim am Glan 1969.

18 R. von METTERNICH/A. von KlinkowströM (Hg.), Aus Metternichs nachgelassenen Papieren, 

Band 1, Wien 1880, S. 357.

19 Zum Reichsdeputationshauptschluß, der Gegenstand zahlreicher Untersuchungen ist, siehe u.a.: E. 

Walder, Das Ende des alten Reiches. Der RDH von 1803 und die Rheinbundakte von 1806 mit 

den dazugehörenden Aktenstücken. Quellen zur Neueren Geschichte 10, Bern 1948; K.D. HöMlG, 

Der RDH vom 25.2.1803 und seine Bedeutung für Staat und Kirche, Tübingen 1969; R. von Oer, 

Die Säkularisation 1803. Vorbereitung - Diskussion - Durchführung, Göttingen 1970.
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macht, Stichpunkte nennen, ohne diese näher auszuführen, auf die aber der Voll­

ständigkeit halber verwiesen werden muß.

Es sollen folgende Aspekte behandelt werden: I.) die Einordnung des Rastatter 

Kongresses in das politische Geschehen seiner Zeit; II.) Die Bedeutung des Rastat­

ter Kongresses aus französischer Sicht; III.) der Verlauf des Rastatter Kongresses, 

aufgeteilt in die erste und zweite Verhandlungsphase und IV.) die Beurteilung der 

französischen Politik auf dem Friedenskongreß bezüglich der Außenpolitik.

I.

Welche Vorgeschichte hat der Rastatter Kongreß bzw. wie kam es zu seiner Einbe­

rufung? Zunächst brachte der Ausbruch der Revolution in Frankreich nur innenpo­

litische Veränderungen mit sich. Die Revolution blieb vorerst auf Frankreich be­

schränkt. Als nach und nach die innenpolitischen Neuerungen ihre Kreise in der 

Außenpolitik Frankreichs zogen, kam es zu kriegerischen Auseinandersetzungen 

mit dem Reich unter der Führung Österreichs im Bündnis mit Preußen20, die durch 

die Kriegserklärung Frankreichs an Österreich am 20.04.179221 evoziert worden 

sind. Preußen verließ das Bündnis mit Österreich und schloß mit Frankreich im 

April 1795 den Frieden von Basel22. Dem Schritt Preußens schlossen sich bald alle 

Staaten Nord- und Mitteldeutschlands an. Frankreich, mittlerweile unter der Lei­

tung des Direktoriums, und Österreich setzten den Krieg, in dem den Siegen Bona­

partes in Italien entscheidene Bedeutung zukommen sollte, fort. Beendet wurde 

dieser erste Koalitionskrieg mit Frankreich durch den Frieden von Campo For­

mio23 vom 17.10.1797. In Artikel 20 des Vertrages wurde vereinbart, mit dem Reich 

in Rastatt einen endgültigen Friedensvertrag auszuhandeln24. In den geheimen Arti­

keln des Vertrages von Campo Formio25 hatte sich Österreich aber schon verpflich­

tet, sich auf dem Rastatter Kongreß für die Abtretung des linken Rheinufers einzu­

setzen und dem Säkularisationsprinzip zuzustimmen. Dennoch forderte der Kaiser 

die Reichsdeputation zu den Friedensverhandlungen nach Rastatt im November 

1797 auf der Grundlage der Integrität des Reichsgebietes auf. Die Reichsdeputation, 

20 Zur Erklärung von Pillnitz vom August 1791, in der Österreich und Preußen ein Interesse an der 

Wiederherstellung der Monarchie in Frankreich erklärten und ankündigten, dieses gegebenenfalls 

mit Truppenaushebungen zu unterstreichen, vgl. E. Weis, Der Durchbruch des Bürgertums 

1776-1847, Propyläen Geschichte Europas, Bd. 4, Berlin 1978, S. 130f., 194.

21 Vgl. dazu auch: Weis (wie Anm. 20), S. 132f.

22 Zum Frieden von Basel vgl. W. Real, Der Friede von Basel, in: Basler Zeitschrift für Geschichte 

und Altertumskunde 50 (1951), S. 27-112; 51 (1952), S. 115-228; Derselbe, Von Potsdam nach Ba­

sel. Studien zur Geschichte der Beziehungen Preußens zu den europäischen Mächten vom Regie­

rungsantritt Friedrich Wilhelm II. bis zum Abschluß des Friedens von Basel 1786-1795, Basel 

1958.

23 Zu Campo Formio: A. ERNSTBERGER, Österreich und Preußen von Basel bis Campo Formio, Wien 

1932; H. HüFFER, Der Friede von Campo Formio, Bonn 1907; H. WOLFENSBERGER, Napoleoni­

sche Friedensverträge, Bern 1946.

24 II sera tenu ä Rastadt un congres uniquement compose des plenipotentaires de ['Empire germanique 

et de la Republique francaise, pour la pacification entre ces deux puissances. Ce congres sera ouvert 

un mois apres la signature du present traite, ou plus tot, s'il est possible.

25 Diese geheime Konvention wurde am 1. Dezember 1797 von französischer und österreichischer 

Seite ratifiziert.



Frankreichs Reichspolitik auf dem Rastatter Kongress (1797-1799) 141

die bereits 1795 gewählt worden war, setzte sich aus 10 Mitgliedern zusammen: 

Kurmainz, Kursachsen, Kurbayern, Kurhannover, Österreich, Baden, Hessen- 

Darmstadt, Würzburg, Augsburg und Frankfurt. Darüber hinaus fanden sich zur 

Wahrnehmung ihrer Interessen zahlreiche Vertreter anderer Reichsstände ein26. 

Außerdem versammelten sich in Rastatt die Deputationen Preußens, Österreichs 

und Frankreichs. Die preußische Deputation bestand aus Goertz27, Jacobi28 und 

Dohm29, die österreichische aus Cobenzl30, Lehrbach31 und Metternich32. Die fran­

zösische Republik wurde zunächst vertreten von Bonaparte, Treilhard33 und Bon­

nier34, später kamen Roberjot35 und Debry36 hinzu, Personen, deren Vergangenheit, 

eng mit der Revolution verbunden war.

II.

Schon bei der Betrachtung der Unterlagen zu den »Instructions generales« wird 

deutlich, daß auf der instruktionsgebenden Ebene zwei Instanzen wirkten: Talley- 

rand und das fünfköpfige Direktorium. Die Hauptinstruktionen für die französi­

sche Deputation sind von Talleyrand vorbereitet worden37. Talleyrand entfaltete in 

seinen Überlegungen, die als Basis für die Instruktionen der französischen Deputa­

tion auf dem Rastatter Kongreß dienen sollten, die verschiedenen Alternativen ei­

ner französischen Politik gegenüber dem Reich. Er verwies dabei besonders auf 

zwei Möglichkeiten, die sich seit der Französischen Revolution aus den verschiede­

nen Vorstellungen, wie der Friedensschluß mit dem Reich und die daraus resultie­

26 Einen genauen Überblick gibt eine Broschüre mit dem Titel „General-Liste des hohen Gesand- 

schafts-Personals bei dem Reichs-Friedens-Congreß zu Rastatt“, die 1798 in Rastatt gedruckt wor­

den ist. In ihr wird sowohl über die Mächte, die Vertreter nach Rastatt entsandt haben, wie über 

deren Unterkunft in Rastatt Auskunft gegeben. Aus dieser Liste geht hervor, daß die Deputationen 

Österreichs und Frankreichs im Schloß von Rastatt untergebracht worden sind. Ein Exemplar die­

ser Broschüre findet sich in: A.E., CP Allemagne 680, f. 217-224.

27 Zu Johann Eustach Graf von Görtz (1737-1821), der preußischer Gesandter am Reichstag zu Re­

gensburg war, vgl. NDB 6 (1964), S. 538-539.

28 Zu Constans Philipp Wilhelm, Freiherr von Jacobi-Klöst (1745-1817) vgl. ADB 13 (1881), S. 576.

29 Zu Christian Conrad Wilhelm von Dohm (1751-1820) vgl. NDB 4 (1959), S. 42f.

30 Johann Ludwig Joseph Graf von Cobenzl (1753-1809) vgl. NDB 3 (1957), S. 297-298. Er verhan­

delte auf österreichischer Seite den Vertrag von Campo Formio.

31 Zu Konrad Ludwig Lehrbach (1750-1805) vgl. H. HüFFER, Der Rastatter Congreß und die zweite 

Koalition, Bd. 1, Bonn 1878, S. 42-43.

32 Vgl. Anmerkung 2.

33 Zu Jean-Baptiste Treilhard (1742-1810) vgl. A. SOBOUL (Hg.), Dictionnaire Historique de la Revo­

lution Francaise, Paris 1989, S. 1044-1046. Außerdem auch Jean Treilhard, Jean-Baptiste Treil­

hard, Ministre plenipotentaire de la Republique au Congres de Rastadt, Gaillon 1939.

34 Ange Elisabeth Louis-Antoine Bonnier-D'Alco (1750-1799) vgl. Dictionnaire Historique de la 

Revolution Francaise, S. 137-138.

35 Claude Roberjot (1753-1799) vgl. Dictionnaire Historique de la Revolution Francaise, S. 911-912.

36 Jean-Antoine Debry (1760-1834) vgl. Nouvelle Biographie Universelle 13/14 (1965), S. 294-295.

37 Die autographischen Aufzeichnungen Talleyrands, die er für eine Direktoriumssitzung am 12. 

Brumaire VI vorbereitet hatte, tragen den Titel »Considerations pour servir de base aux instruc- 

tions des plenipotentaires de la Republique au Congres de Rastatt« und sind einzusehen im A.E., 

CP Allemagne 674, f. 7-31. Außerdem liegen sie gedruckt vor bei G. Pallain, Le Ministere de Tal­

leyrand sous le Directoire, Paris 1891, S. 165-186.
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renden politischen Konsequenzen gestaltet werden könnten oder sollten, ent­

wickelt hatten. Talleyrand stellte folgende Optionen zur Diskussion:

1) Die Aufteilung des Reiches in zwei Monarchien. Talleyrand führte diese Lö­

sung, die schon früher erörtert wurde und nun wieder aktuell werden konnte, 

folgendermaßen aus: Eine Monarchie mit Preußen, die den Norden des Reiches 

einschloß und eine mit Österreich, die den Süden umfassen sollte.38 39 40 41 42

2) Die Abschaffung der geistlichen Reichsgebiete; d.h. die größeren Reichsmitglie­

der sollten für ihre Verluste durch die Abtretung des linken Rheinufers in Form 

von Säkularisationen entschädigt werden3’. Diese Lösung bot sich nach den 

Worten Talleyrands deshalb an, da es damit der französischen Republik gelingen 

sollte, ein Gleichgewicht zwischen den beiden Mächten Preußen und Österreich 

herzustellen, und vielleicht sogar aus ihrer Opposition zueinander Nutzen zu 

ziehen. Außerdem würde sich Frankreich damit weder an die eine noch an die 

andere Macht zu sehr binden: Placee entre l*Antriebe et la Prasse, entre ceux qui 

craindront de perdre et ceux qui voudront acquerir, eile doit diriger tous les ef- 

forts vers la complete application du principe des secularisationS^. Ein weiteres 

Argument für das Säkularisationsprinzip sah der französische Außenminister 

darin, daß schon im Westfälischen Frieden dieses Prinzip Anwendung gefunden 

hatte.

Auf jeden Fall beanspruchte Talleyrand für die französische Republik auf dem 

Rastatter Kongreß die Rolle der dominierenden Macht, und um diese auch ausfül­

len zu können, mußte jedes zur Verfügung stehende Mittel eingesetzt werden: ..., 

tous les moyens de negociation seront employes, ceux de force ne seront pas negliges; 

que Pepee ou la presence du general, dont la destinee parait etre de fixer celles de 

l’Europe, saura lewer bien des difficultes, triompher de bien des longueurs, et qu'en 

definitive, les partages seront faits d’une maniere assez habile pour que peu des prin- 

ces influents n’aientpoint un interet direct a les voir realises".

Wie wichtig dieser zu verhandelnde Friedensschluß auch auf französischer Seite 

eingeschätzt worden ist, spiegelt sich in den folgenden Sätzen Talleyrands:...; car il 

n’est pas douteux que ce grand evenement va donner ä la politique europeenne une 

impulsion tout ä fait nouvelle, et il importe au gouvernement de la Republique d’en 

calculer la marche pour s’attacher ä quelques principes generaux qui deviendront la 

base de ses volontes et de ses directions*1.

38 Die obengenannten Überlegungen Talleyrands in: A.E., CP Allemagne 674, f. 13f.: ...peut-etre ver- 

rait-on se realiter bientöt un projet qui a existe, qui peut exuter encore et que quelques fait ont tra- 

hi, celui de partager l’Allemagne en deux gründet monarchtes: l’une au nord, l’autre au midi, pour 

les Maisons de Brandebourg et d’Autriche.

39 Talleyrand entwickelte einige Seiten später eine große Umstrukturierung des Reichs mit Hilfe des 

Säkularisationsprinzips. Vgl. dazu A.E., CP Allemagne 674, f. 15ff.: ...si le Gouvernement francais, 

constant dans ses premieres pensees, persiste ä vouloir appliquer dans son ensemble ou dans sa 

plus grand partie le principe des secularisations, ce principe dejä repandu, annonce dans toute 

1'Allemagne,...

40 Vgl. A.E., CP Allemagne 674, f. 18ff.

41 Vgl. A.E., CP Allemagne 674, f. 16’.

42 Vgl. A.E., CP Allemagne 674, f. 8.
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Talleyrand nützte in seinen Betrachtungen zum künftigen Friedenskongreß in 

Rastatt auch die Gelegenheit, den Vertrag von Campo Formio, den Bonaparte mit 

Cobenzl auf österreichischer Seite ausgehandelt hatte, verhalten zu kritisieren. 

Denn der Vertrag verschenke, so Talleyrand, leichtfertig bereits gewonnenes Ter­

rain, und entscheidende Passagen, die sich nur in der geheimen Konvention befin­

den, hätten Bestandteil des Hauptvertrages sein müssen43. Allerdings verstand es 

Talleyrand, seine Kritik sehr geschickt zu verhüllen, so daß es ihm gelang, den aus­

gesprochenen Vorwurf im Endeffekt zu neutralisieren44 45. Dennoch wird bereits hier 

die Rivalität zwischen dem Diplomaten Talleyrand und dem General Bonaparte er­

kennbar, die sich bis 1813 mehr oder weniger offen fortsetzen sollte.

Als Talleyrand erkennen mußte, daß das Direktorium bei den Friedensverhand- 

lungen fest auf General Bonaparte zählte und hoffte, daß diesem die Vollendung 

seines im Vertrag von Campo Formio begonnenen Werkes gelingen werde, scheute 

er sich nicht, Bonaparte mit folgendem Kompliment, seine vom Direktorium vor­

gesehene Rolle, auf dem Rastatter Kongreß als Präsident der französischen Legati­

on aufzutreten, mitzuteilen: vous remarquerez, Citoyen President, que l’inten-

tion du Directoire executif est d’obtemr par la paix d’Empire la consequence des sti- 

pulations que vous avez comprises dans le traite glorieux qui est votre ouvrage, et 

que, pour attemdre ce but important ä travers les difficultes de tout genre que les In­

teresses ne manqueront point d’accumuler, le Directoire ne compte pas peu sur l’as- 

cendant de votre genie et sur les efforts de votre zele'E

Vergleicht man die Überlegungen Talleyrands im Vorfeld des Rastatter Kongres­

ses mit den »Instructions generales« des Direktoriums vom 17. Brumaire VI46 für 

die französische Deputation, läßt sich schnell erkennen, daß viele der Vorschläge 

Talleyrands, Eingang in die Hauptinstruktionen gefunden hatten, allerdings mei­

stens in noch detaillierterer und leicht modifizierter Form. Das Säkularisationsprin­

zip und das Festhalten an der Rheingrenze standen dabei im Zentrum der Hauptin­

struktionen des Direktoriums.

Die weiteren Punkte, die in den »Instructions generales« angesprochen wurden, 

konzentrieren sich auf folgende Themen:

- Auf die Frage, mit wem die französische Deputation ihre Verhandlungen 

führen sollte, gab das Direktorium vor, daß nur die preußische und die österreichi­

sche Deputation als Verhandlungspartner Bedeutung hätten, und die Vertreter der 

anderen Reichsmitglieder nur als beratende Organe betrachtet werden sollten47.

43 Vgl. A.E., CP Allemagne 674, f. 8f.: Une politique prevoyante regrette Sans doute de ne pas trouver 

dans le traite patent ce qui est seulement enonce dans le traite secret, la reconnaissance des limites de 

la Republique etendues jusqu'au Rhin,..., et l'explication du principe des dedommagementspar celui 

des secularisations.

44 Vgl. Ibidem: ...Si, d cette premiere epoque, la diplomatie de l’epee s’etait montrie indulgente, celle 

du cabinet a ressaisi une partie du role qui convenait d la premiere, et sur une base qu ’il avait posee 

avec un peu de precipitation, le general negodateur a edifie un traite dont les conditions patentes 

n’ont rien qui ne convienne d la gloire et d laprosperite de la Republique.

45 Vgl. Talleyrand an Bonaparte vom 23. Brumaire VI, in: A.E., CP Allemagne 674, f. 67.

46 Vgl. A.E., CP Allemagne 674, f. 50-55, unterzeichnet von allen Direktoriumsmitgliedern: La Re- 

velliere-Lepeaux, Barras, Merlin, Francois de Neufchauteau und Reubeil.

47 Vgl. dazu: Ibidem, f. 50’.
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- Der französischen Deputation wurde eine enge Zusammenarbeit mit der 

preußischen Deputation nahegelegt, da sich das Direktorium von dieser Koopera­

tion erste Ergebnisse erhoffte48.

- Für den Fall, daß der Reichstag seine Vollmachten dem Kaiser und seiner De­

putation übertragen sollte, wurde die französische Deputation angehalten, die 

Eröffnung des Kongresses so lange hinauszuzögern, bis sie neue Anweisungen aus 

Paris erhalten hätten. Eine solche Verzögerungstaktik war vom Direktorium einkal­

kuliert worden, gleichzeitig wollte man diese für sich selbst nutzen, um dem 

Reichstag zu verdeutlichen, daß dieses Verhalten nicht mit den Interessen des Rei­

ches und seiner notwendigen Neuordnung vereinbar sei. Als Voraussetzung dafür, 

daß es zu einer Eröffnung des Kongresses kommen konnte, verlangte das Direkto­

rium eine Orientierung am Frieden von Riswjck und Westfalen. Dort wurden die 

Mitglieder des Reichstags durch eine paritätisch zusammengesetzte Deputation ver­

treten49.

- Als letzter zentraler Punkt wurde das Säkularisationsprinzip50 genannt, das nun 

definitiv seine Anwendung finden sollte. Denn noch nie sei, so das Direktorium, die 

Zeit so günstig zur Vollendung dessen gewesen, was bereits im Frieden von Mün­

ster, 150 Jahre früher begonnen worden war51. Die Bezugnahme auf die Verhand­

lungen von Münster und Westfalen lassen deutlich erkennen, daß der Rastatter 

Kongreß und der zu erwartende Friedensvertrag als epochales Ereignis gesehen 

wurden.

- Mit der Durchsetzung des Säkularisationsprinzips glaubte die französische Re­

publik, Österreich entscheidend schwächen zu können, da die geistlichen Für­

stentümer als wichtigste politische Stützen des Kaisers angesehen wurden. Eine 

Unterstützung ihres Standpunktes in der Säkularisationsfrage erhoffte sich die fran­

zösische Republik bei Preußen, bei den protestantischen Reichsfürsten und bei den 

weltlichen katholischen Reichsfürsten, die für ihre linksrheinischen Verluste ent­

schädigt werden sollten52, finden zu können.

Abschließend verwies das Direktorium auf die strikte Einhaltung der neuen 

Grenzen und der dadurch neu hinzugewonnen Territorien der Französischen Re­

publik, die im Artikel 1 der geheimen Konvention von Campo Formio mit dem 

Kaiser ausgehandelt worden waren. Es wurde ausdrücklich betont, daß der Vertrag 

von Campo Formio und seine geheime Konvention die Grundlage für den Frie­

densvertrag mit dem Reich bilden sollten. Außerdem waren den Hauptinstruktio­

nen noch diverse Unterlagen beigegeben, so auch Friedensverträge, die zwischen 

der Französischen Republik und einzelnen Reichsmitgliedern53 bisher geheim abge­

48 Vgl. dazu: Ibidem, f. 51.

49 Vgl. dazu: Ibidem, f. 51-51’.

50 Vgl. dazu: Ibidem, f. 52: Tous les efforts des plenipotentaires devront donc se porter vers la seculari- 

sation complette des puissances ecclesiastiques de iune et l’autre reltgion,...

51 Vgl. dazu: Ibidem, f. 51’-52.

52 Vgl. dazu: Ibidem, f. 52.

53 Vgl. dazu: Ibidem, f. 41 ff. Zu erwähnen sind hier der Friede von Basel mit Preußen samt seiner ge­

heimen Konvention; ein Vertrag mit dem Landgrafen von Hessen-Kassel, mit dem Herzog von 

Württemberg, dem Markgrafen von Baden und zwei geheime Konventionen, die mit Frankfurt 

und Hamburg geschlossen worden sind.
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schlossen worden waren. Dieses doch sehr ausführliche und relativ präzise Pro­

gramm der Hauptinstruktionen läßt keinen Zweifel zu, daß die französische Regie­

rung fest entschlossen war, die politische Struktur des Reiches neu zu ordnen54. Wie 

sich im Verlauf der Verhandlungen zeigen sollte, war die Zeit für die angestrebten 

Neuerungen noch nicht reif, und das alte Reich lehnte sich nochmals mit letzter 

Kraft dagegen auf.

III.

Der Rastatter Kongreß läßt sich in zwei Verhandlungsphasen gliedern. Es bietet 

sich deshalb an, zunächst einen groben Überblick über den Verlauf der beiden Pha­

sen zu geben. Im Anschluß an den jeweiligen Verhandlungsabschnitt, soll ein 

Aspekt zur näheren Betrachtung herausgegriffen werden, der jeweils den Gesamt­

verlauf des Rastatter Kongresses charakterisiert und exemplarisch repräsentiert.

a) Zur ersten Phase des Rastatter Kongresses:

Obwohl es zur Einberufung des Rastatter Kongresses gekommen war, standen die 

Verhandlungen von Anfang an unter sehr schwierigen Vorzeichen. Denn obgleich 

Österreich und Preußen bereits der Abtretung des linken Rheinufers zugestimmt 

hatten - Preußen im Frieden von Basel 1795, Österreich im Vertrag von Campo 

Formio 179755, - sind der Reichsdeputation nur die Vollmachten für den Abschluß 

eines Friedens auf der Basis der Bewahrung der Reichsintegrität erteilt worden. Da­

mit ist von Anfang an ein Widerspruch impliziert worden, der die Verhandlungen 

lange Zeit ergebnislos verlaufen ließ. Erst nach zahlreichen vergeblichen Einigungs­

versuchen zwischen den französischen Bevollmächtigten und der Reichsdeputa­

tion, erzwangen die Vertreter Frankreichs mit einem Ultimatum56, daß die Reichs­

deputation den Anspruch auf die Aufrechterhaltung der Reichsintegrität fallen ließ. 

Somit konnte im Dezember 1798 die erste Phase des Rastatter Kongresses mit dem 

Ergebnis; Zustimmung der Reichsdeputation zur Abtretung des linken Rheinufers 

gegen rechtsrheinische Entschädigungen in Form von Säkularisationen, abgeschlos­

sen werden57.

Charakteristisch für den Verlauf der Rastatter Verhandlungen war schon die 

Eröffnungsphase des Kongresses. Eigentlich war der Verhandlungsbeginn für den 

17. November 1797 festgesetzt worden. Bis der österreichische Verhandlungsbe­

vollmächtigte, Georg-Franz von Metternich, eintraf, wurde es Anfang Dezember. 

Diese verspätete Anreise verfolgte den Zweck, »ihm als dem Letztangekommenen 

54 Vgl. dazu: Ibidem, f .53: Lorsque par iextension plus ou moins grande du principe qui aura ete pose, 

le Corps germanique aura recu une Organisation nouvelle il sera question d'en garantir l’integrite ...

55 Im Vertrag von Campo Formio mußte Österreich zugunsten der Französischen Republik auf die 

Niederlande (Art. 3), die Jonischen Inseln mit den venezianischen Niederlassungen in Albanien 

(Art. 5), die österreichische Lombardei (Art. 8) und auf alle Ansprüche auf Gebietsteile der neuen 

Cisalpinischen Republik (Art.7) verzichten.

56 Die französische Deputation antwortete am 7.12.1798 mit einem Ultimatum auf das Konklusum 

der Reichsdeputation vom 6.12.1798. Vgl. dazu: A.E., CP Allemagne 676, f. 266-267’.

57 Konklusum der Reichsdeputation vom 11.12.1798, in: A.E., CP Allemagne 676, f. 293ff.
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nach dem zu Nymwegen, Frankfurt und Riswjck allgemein angenommenen Völ­

kergebrauch die erste Visite geben zu müssen«58. Metternich wurde in seiner In­

struktion5 60’ ausdrücklich angehalten, seine Ankunft in Rastatt nach den französi­

schen Gesandten einzurichten. Die französische Deputation ihrerseits reagierte auf 

die Nachricht von der Ankunft Metternichs erst bei der dritten Meldung mit dem 

erwünschten Antrittsbesuch. Dabei kam es zu erneuten Formverletzungen. Die 

französischen Deputierten erschienen zur Antrittsaudienz in Frack und langen Ho­

sen und Bandschuhen, Metternich trat ihnen in der Kleidung des Ancien Regime 

entgegen. Schon in diesem Bild spiegeln sich die beiden Systeme, die sie vertraten, 

und beide Parteien versuchten das ihrige gegen das jeweils gegnerische zu verteidi­

gen.

Deutlicher konnte die Zeitenwende nicht sichtbar werden. Über die Begegnung 

mit Metternich urteilte Treilhard in seinem Schreiben an Talleyrand vom 16. Fri- 

maire VI: Nous quittons M. de Metternich nous avons ete regus avec politesse et dig- 

nite: Nous avons mis dans nos manieres un peu d'aisance republicaine, pas trop ce- 

pendant. Au reste cette entrevue nous laisse oü nous etions auparavant^. Zu Metter­

nich selbst schrieb Treilhard in einer späteren Depesche vom 18. Frimaire VI: En 

vous rendant compte dans ma demiere lettre de notre visite ä M. de Metternich je ne 

vous ai peut-etre pas assez fait entendre qu ’il m ’a paru froid, fier, impertinent au be- 

soin, grand formaliste, mesurant tous ses mouvemens, craignant pardessus tout d'etre 

trop honnete, en un mot archi-allemand sur Netiquette, au fond komme de peu 

d'esprit, par consequent fort tetu, enfin tout le contraire de ce qu’ilfaut pour nego- 

cier...bX. Talleyrand sah hierin eine Gelegenheit, aus Metternichs Verhalten Nutzen 

zu ziehen: La maniere dont M. de Metternich s'est fait connaitre ä vous des les Pre­

miers jours, doit vous donner promptement de Navantage sur lui. II a peine ä quitter 

les formes gothiques de la diplomatie allemande, il oublie que Nopinion a change sur 

ce point comme sur beaucoup d’autres et s'il n’a pas sur les affaires des ideesplus ju- 

stes que sur la Situation de Paris, il s’expose ä faire plus d’une fausse demarche et ä 

retrograder souvenN1 62.

Bevor nun kurz die zweite Phase der Rastatter Verhandlungen zu schildern ist, 

soll der Blick sich noch auf die Verhandlungspolitik Frankreichs in der ersten Phase 

des Rastatter Kongresses konzentrieren.

Wie aus den Hauptinstruktionen63 der französischen Regierung hervorgeht, rech­

nete sie mit einem schnellen Verhandlungsergebnis zu ihren Konditionen. Außer­

dem strebte Frankreich mit diesem Friedensvertrag weitreichende politische Verän­

derungen an, wie sich das in den Passagen einer Begleitdenkschrift64 zu den Haupt­

instruktionen äußert; einmal die Wiederherstellung des Friedens zwischen Frank­

reich und dem Reich. Also die Beendigung des Krieges und darüber hinaus die

58 Vgl. H. HüFFER (wie Anm. 8), S. 48

59 Die Instruktionen Metternichs und seine Korrespondenz mit dem Wiener Hof sind im Haus-, 

Hof- und Staatsarchiv Wien einzusehen.

60 Vgl. dazu: A.E., CP Allemagne 674, f. 109.

61 Vgl. dazu: A.E., CP Allemagne 674, f. 114f.

62 Talleyrand an Treilhard vom 5. Nivoise VI, in: A.E., CP Allemagne 674, f. 175f.

63 Vgl. A.E., CP Allemagne 674, f. 50-55

64 Vgl. dazu A.E., CP Allemagne 674, f. 15ff.
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Neuordnung des Reiches, die durch die Gebietsabtretungen unerläßlich wurde. 

Ferner wurde in dieser Denkschrift betont, daß dieser Vertrag den Sieg und die 

Größe Frankreichs unter Beweis stellen müßte.

Diese wenigen Punkte offenbaren deutlich mit welchem Anspruch Frankreich in 

die Verhandlungen ging. Die »Instructions generales« vom 17. Brumaire VI gaben 

folgende Punkte vor: 1.) Die volle und definitive Abtretung des linken Rheinufers 

an Frankreich 2.) Entschädigungen in Form von Säkularisationen. Um diese Ziele 

möglichst erfolgreich zu erreichen, bestimmte das Direktorium nicht nur eine drei­

köpfige Deputation für den Rastatter Kongreß, die aus Bonaparte, Treilhard und 

Bonnier bestand, sondern ließ begleitend an den Höfen von Wien65 und vor allem 

von Berlin66 verhandeln, wie deutlich aus den Korrespondenzakten zwischen dem 

damaligen Außenminister Talleyrand und den Mitgliedern der französischen Depu­

tation in Rastatt hervorgeht. Daneben zählte die französische Regierung auch auf 

die Wirkung der starken französischen Truppenpräsenz am Rhein, mit einem ge­

wissen Erfolg, wie sich im Laufe der Verhandlungen gezeigt hat67.

Nach der Auswertung der Korrespondzunterlagen zum Rastatter Kongreß, die 

im Archiv des Außenministeriums aufbewahrt werden, läßt sich eine Unterteilung 

in drei Verhandlungsebenen feststellen. Dabei wird deutlich sichtbar, wie sich die 

drei Instanzen - das Direktorium, der Außenminister Talleyrand und die französi­

sche Deputation in Rastatt - während der Verhandlungen von 1797 bis 1799 gegen­

seitig beeinflußt haben.

Aus den Korrespondenzen geht hervor, daß die französische Deputation in Ra­

statt das Direktorium in Paris zu einigen Korrekturen in seiner Politik gegenüber 

dem Reich bewegen konnte.

Als Beispiel wäre die Korrektur des Direktoriums in der Frage der Schuldenüber­

nahme für die abzutretenden linksrheinischen Territorien anzuführen. Ursprüng­

lich war die französische Deputation angewiesen worden, daß das Reich die Schul­

den der linksrheinischen Territorien übernehmen solle68. Diese enorme Forderung 

hatte zur Folge, daß die Verhandlungen wochenlang blockiert wurden, da die 

Reichsdeputation dieser Provokation unter gar keinen Umständen zustimmen 

konnte und sich in ausweichenden bzw. sehr vagen Antworten auf die französi- 

65 Vgl. hierzu die Korrespondenz zwischen Bernadotte, der zum französischen Gesandten in Wien 

ernannt worden war, und dem Außenminister Talleyrand, in: A.E., CP Autriche 368.

66 Zunächst liefen die Verhandlungen mit dem preußischen Hof über Caillard; nach dessen Abberu­

fung sollte sich Sieyes um die schwierige Aufgabe kümmern, eine Allianz zwischen Preußen und 

Frankreich zu verhandeln. Vgl. dazu die Korrespondenzen zwischen Caillard, Sieyes und Talley­

rand in: A.E., CP Prasse 221-226.

67 Vgl. dazu Talleyrand an die französische Deputation vom 1. Germinal VI, in: A.E., CP Allemagne

675, f. 8f.

68 Während des gesamten Herbstes 1798 bildete die Schuldenfrage der linksrheinischen Gebiete einen 

Diskussionspunkt auf dem Rastatter Kongreß zwischen den verschiedenen Deputationen. Talley­

rand teilte endlich am 25. Brumaire VII sowohl Debry wie Roberjot mit, daß das Direktorium den 

Vorschlägen Roberjots zur Milderung in diesem Punkt zugestimmt habe.Vgl. A.E., CP Allemagne

676, f. 200.
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sehen Noten erging6’. Die französische Deputation schrieb deshalb in ihrer Depe­

sche an Talleyrand vom 23. Brumaire VII: Mais en cherchant ä concilier les esprits et 

les choses, nous avons eu soin de ne pas nous ecarter de nos instructions69 70und bat 

deshalb um Änderungen der Instruktionen in der Schuldenfrage. Darauf erfolgte 

durch Talleyrand folgende Antwort am 25. Brumaire VII: II (Le Directoire) admet 

volontiers la modification que vous avez proposee, mais je dois vous repeter que cet- 

te conversion est la demiere qu'on obtiendra de lui, par le Courier prochain la legati- 

on recevra une depeche detaillee et decissive et qui lui prescrive de donner son Ulti­

matum en fixant ä la Deputation une tres bref delai...7'.

Wenn man den überlieferten Schriftwechsel näher betrachtet, fällt schnell auf, daß 

nach Abreise Bonapartes von Rastatt, dem eigentlich die führende Rolle in den Ver­

handlungen auf französischer Seite anvertraut worden war, Treilhard im Laufe der 

ersten Verhandlungsperiode zum Motor der französischen Deputation wurde. Dies 

findet auch seinen Niederschlag in der überlieferten Korrespondenz mit Talleyrand. 

Die französische Deputation schrieb gemeinsame Depeschen an den französischen 

Außenminister. Darüber hinaus wurden regelmäßig Schreiben zwischen Talleyrand 

und Treilhard ausgetauscht72; hingegen ist kaum ein Schriftwechsel zwischen Bon­

nier und Talleyrand dokumentiert. Bonaparte trat in Rastatt nur in Erscheinung, 

um die Ratifikationen des Vertrages von Campo Formio73, der sein Werk war, aus­

zutauschen. Danach nahm er seine ursprüngliche Aufgabe - als Präsident der fran­

zösischen Deputation - in Rastatt nicht mehr wahr. Schon nach kurzer Zeit der Ab­

wesenheit Bonapartes drängte Treilhard auf baldige Rückkehr des Generals, da er 

sich allein mit Bonnier nicht in der Lage sah, alle französischen Ziele durchzuset­

zen74 75. Nachdem Treilhard nicht für Metternich zu gewinnen war, wie die obige Be­

urteilung zeigt, versprach er sich mehr Erfolg aus den Verhandlungen mit Cobenzl, 

den er bei weitem besser beurteilte: Je vis M. de Cobenzel qui est bien plus traitable 

(en apparence du moins) et avec qui je me suis trouve des le premier jour sur un ton 

d’aisance et de familiarite decente,...7i.

Treilhard begnügte sich in seinen Depeschen nicht, nur seiner Aufgabe der Be­

richterstattung nachzukommen, sondern trug Talleyrand bzw. dem Direktorium 

auch seine Überlegungen hinsichtlich der Rheingrenze und der Neuordnung des

69 Vgl. dazu die Note der Reichsdeputation vom 17.10.1798, in: A.E., CP Allemagne 676, f. 87. 

Außerdem vgl. dazu auch das Schreiben der französischen Deputation an Talleyrand vom 27. Ven- 

demiaire VII, und von Roberjot an Talleyrand vom 22. Brumaire VII, in: A.E., CP Allemagne 676, 

f. 107-108’, und f. 187f.: L’Allemandest sipeu communicatif les memoires qu’ildonne sont si diffus, 

qu ’on est souvent oblige d’aller chercher la verite ailleurs.

70 Vgl. A.E., CP Allemagne 676, £. 193-195.

71 Talleyrand an Debry vom 25. Brumaire VII, in: A.E., CP Allemagne, f. 200f.

72 Vgl. Treilhard an Talleyrand vom 18. Frimaire VI, in: A.E., CP Allemagne 674, f. 115: ...je continu- 

erai ä vous instruire de tout ce qui me paraitra meviter d’etre ecrit. J’y ferai d'autant plus exact que 

mon collegue aiant pourpnncipe que les lettres officielles nepeuvent etre trop succinetes, il meparait 

necessaire de supplier a leur maigreur.

73 Vgl. hierzu die Instruktion an Bonaparte vom 23. Brumaire VI, in: A.E., CP Allemagne 674, f. 66-67

und das Schreiben Bonapartes an Talleyrand vom 10. Frimaire VI, wo er den Austausch der Ratifi­

kationen des Vertrages bzw. der geheimen Konvention von Campo Formio mitteilt, in: A.E., CP 

Allemagne 674, f. lOOf.

74 Treilhard an Talleyrand vom 18. Frimaire VI, in: A.E., CP Allemagne 674, f.l 15.

75 Ibidem, f. 114.
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Reiches vor. Er stellte zur Diskussion, ob es nicht sinnvoller sei, nach Erhalt des lin­

ken Rheinufers, dessen Verlust für die betroffenen Reichsfürsten mit Säkularisatio­

nen ausgeglichen werden sollte, die geistlichen Fürstentümer vollständig abzuschaf­

fen. Er ging damit über die vorgebenen Instruktionen hinaus. Wie Bonaparte sah er 

eine sinnvollere Lösung darin, anstelle der kleinen Staaten eine Republik zu formen, 

denn im Erhalt der geistlichen Fürstentümer, sah er nur eine Wiederbelebung des 

seiner Ansicht nach überholten Reichsystems76.

Treilhard, der mit seinen energischen Depeschen nach Paris und seinem uner­

müdlichen Engagement ständig das Direktorium drängte, in manchen Vorgaben, 

Modifikationen zuzustimmen, ist es schließlich zuzuschreiben, daß im Dezember 

1798 die erste Phase des Rastatter Kongresses mit einem Erfolg für Frankreich en­

dete. In zahlreichen Depeschen schilderte Treilhard die Problempunkte der Ver­

handlungen mit der österreichischen und preußischen Deputation und bat jeweils 

um genaue Anweisungen. Da diese drängenden und fordernden Schreiben Treil- 

hards nur sehr zögerlich von Talleyrand beantwortet wurden, bot Treilhard mehr­

mals seine Abberufung an, wie in seinem Bericht vom 20. Nivose VI: Je ne vous dis- 

simulerai pas que le retard des explications de la part du go uv em em ent me faisait 

soupfonner qu ’on traitait directement avec Berlin et quoiqu ’assurement en nous en- 

voiant ä Rastadt le directoire ne se fait pas interdit de traiter ailleurs; meme que dans 

plusieurs circonstances il put etre utile et parconsequent tres convenable de le faire, 

cependant je ne me voiais pas sans peine choisipour jouer un role de Mannequin et je 

n'etais nullement dispose ä me feliciter de la preference, ...j’en mets un tres haut au 

succes qui ne peut etre que le resultat d'une grande confiance, si eile me manque, 

rappellez-moi, je m'en iraiavecplus deplaisir que je ne suis venu77.

Wenn man den Schriftwechsel zwischen Talleyrand und Treilhard analysiert, tritt 

deutlich zu Tage, daß bereits wenige Wochen nach Kongreßbeginn Frankreich sein 

anfängliches Interesse an diesem Friedenskongreß wegen der schleppenden Ver­

handlungen verloren hatte, und versuchte, auf anderen Schauplätzen sein eigentli­

ches Ziel zu erreichen. Zu verweisen ist hier, auf die Bemühungen um ein Offensiv- 

und Defensivbündnis mit Preußen. Die Allianzverhandlungen führte anfänglich 

Caillard78, der im Juni 1798 durch Sieyes79 abgelöst wurde, da er nicht das erw- 

76 Treilhard an Talleyrand vom 13. Frimaire VI, in: A.E., CP Allemagne 674, f.113: Quand a moi je 

ferais aussi porte ä croire que le mieux possible pour nous est la rive gauche, que si nous pouvons 

l’avoir nous auronsfait pour la republique tout ce que desirent les hommes les plus exigeants, et lors- 

qu’on aura secularise ce qui est necessaire pour les compensations et les indemnites, je m’embarras- 

seraifort peu qu’ilreste desprinces ecclesiastiques dans l’empire: avons nous un interet reel a remon- 

ter cette vielte machme, et Bonaparte n’a t-ilpas raison depenser qu'ä lapremiere Brouillerie vous 

fasseriez de l’autre cote du Rhin une republique qui serait pour nous preferable a tous ces petits 

e tatst

77 Vgl. dazu: A.E., CP Allemagne 676, f. 210.

78 Caillard galt am Hof von Berlin als geschätzer Verhandlungspartner; deshalb wollte Preußen auf 

jeden Fall an ihm festhalten. Vgl. dazu die Anweisung an Sandoz-Rollin vom 21. Mai 1798, in: P. 

Bailleu (Hg.), Preußen und Frankreich von 1795 bis 1807. 1. Teil: 1795-1800, Leipzig 1881, S. 

192-193.

79 Der preußische Hof versuchte mit allen Kräften, eine Entsendung von Sieyes als Nachfolger von 

Caillard zu umgehen, sah aber ein, daß er keine Möglichkeit hatte, diese zu verhindern. Vgl. dazu 

die Anweisung an Sandoz-Rollin vom 21. Mai 1798, in: Ibidem: Vous avez prevu avec grande rai­

son l'extreme surprise qu 'un choix aussi inattendu pour remplacer le sieur Caillard a ma cour, a du
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wünschte Verhandlungsergebnis vorweisen konnte. Da sich auch auf den sogenann­

ten Nebenschauplätzen nicht der angestrebte Erfolg einstellte, hielt man aus takti­

schen Gründen die Rastatter Verhandlungen aufrecht. Treilhard aber zeigte sich zu 

aktiv und für die ihm zugewiesene Rolle als wenig geeignet. Deshalb wurde er noch 

vor Abschluß der ersten Phase von den Rastatter Verhandlungen abberufen80 und 

zum Direktoriumsmitglied81 ernannt. An seiner Stelle wurde Jean Debry entsandt. 

Für Bonaparte, der nicht mehr nach Rastatt zurückkehrte, bestimmte das Direkto­

rium Roberjot.

b) Zur zweiten Phase der Verhandlungen:

Bevor nun die zweite Phase der Verhandlungen skizziert werden soll, möchte ich 

kurz auf das Verhältnis zwischen der preußischen, österreichischen und französi­

schen Deputation eingehen. Von Anfang an kam es zu starken Spannungen zwischen 

Frankreich-Preußen, Österreich-Preußen und vor allem zwischen Frankreich- 

Österreich, die sich über den ganzen Kongreß hinzogen und letzten Endes zum 

Scheitern führten. Das Direktorium sah in den »Instructions generales82« für seine 

Deputation folgende Strategie vor; es hoffte auf eine rasche und direkte Einigung 

zwischen den drei Deputationen - der französischen, österreichischen und preußi­

schen, wobei es darauf zählte, vom Mißtrauen und den Animositäten zwischen dem 

Berliner und Wiener Hof in der Rolle des tertius gaudens profitieren zu können. Es 

traten aber nicht nur Spannungen zwischen den preußischen und österreichischen 

Deputierten auf, sondern auch zwischen den französischen und preußischen.

Zwischen Treilhard und einem der drei preußischen Vertreter in Rastatt, dem 

Grafen Goertz, war es durch den Einfluß Österreichs zur Konfrontation gekom­

men. Treilhard beschuldigte Goertz, die Verhandlungen zu torpedieren83. Diese 

Vorwürfe waren unbegründet, da man sich in Rastatt ohne die effiziente Interven­

tion Goertz’ weder auf die Abtretung des linken Rheinufers noch auf Entschädi­

gungen in Form von Säkularisationen geeinigt hätte84. Die französische Regierung 

necessairement me canser, et j’approuve beanconp tont ce qne vous en avez dit an sieur Talleyrand, 

.... Si donc vous ponvez de bonne maniere empecher son envoi, je desire que vous vous y employiez 

de votre mieux. Mais je sens bien que si le Directoire persiste, iln’y a pas moyen de le refuser absolu- 

ment.

80 Talleyrand kündigte Treilhard bereits am 1. Floreal VI an, daß er wahrscheinlich bald nach Paris 

abberufen werden würde. Vgl. dazu: A.E., CP Allemagne 675, f. 133. Am 24. Floral VI antwortete 

Treilhard Talleyrand, daß er spätestens am 15. Prairial Rastatt verlassen werde. Damit habe Talley­

rand genügend Zeit, einen geeigneten Nachfolger für ihn zu finden, falls er dies beabsichtige. Vgl. 

dazu: A.E., CP Allemagne 675, f. 180.

81 Er löste Francois Neufchateau im Direktorium ab. Zu Nicolas Louis Francois de Neufchateau 

(1750-1828), vgl. A. Soboul, Dictionnaire Historique de la Revolution fran^aise, S. 481-483.

82 Vgl. dazu A.E., CP Allemagne 674, f. 50-55.

83 Vgl. dazu Treilhard an Talleyrand vom 8. Ventöse VI, in: A.E., CP Allemagne 674, f. 395’: ...je dou- 

te qu’on prenne un conclusum, les lenteurs viennent de l'autriche et je soupfonne aussi les prussiens 

de n’y etre pas etrangers: M. de Goertz est un komme ä petites finesses un semeur de soupfons, un 

ourdine de tracasseries, je l’avais jage trop favorablement dans le principe,...

84 Vgl. dazu: Debry an Talleyrand vom 7. Nivose VII, in: A.E., CP Allemagne 676, f. 316-317’, darin 

bemerkte Debry, daß die preußische Deputation und vor allem Goertz bei der Abtretung des lin­

ken Rheinufers sehr hilfreich gewesen seien.
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erhoffte sich durch die Abberufung Treilhards und die Entsendung Debrys, eine 

Verbesserung der Verhandlungsverhältnisse. Es gelang Frankreich tatsächlich, 

durch den Führungswechsel in seiner Deputation, die Beziehungen zu Preußen zu 

verbessern. Immerhin beschloß die französische Deputation in Rastatt Ende 1798 

die Abfassung eines Säkularisationsplanes85, nachdem Frankreich im August 1798 

mit Hilfe Preußens das ganze linke Rheinufer zugesprochen worden war. Die zwei­

te Phase der Verhandlungen stand ganz unter dem Aspekt der Übereinkunft eines 

Säkularisationsplanes. Die Richtlinie aus Paris an die französische Deputation lau­

tete, einen Säkularisationsvertrag mit der Reichsdeputation auszuhandeln, in dem 

Frankreich die Schiedsrolle übernehmen könne. Die Erfüllung dieses Zieles sah die 

französische Regierung durch ihre Truppenkontingente rechtsrheinisch gewährlei­

stet, wie Talleyrand am 25. Vendemaire VII86 in seinem Schreiben an die Deputation 

in Rastatt ausdrücklich unterstrich. Österreich hingegen versuchte, trotz scheinba­

ren kurzfristigen Meinungswechsel, vehement die Abtretung des linken Rheinufers 

wie auch die Entschädigung in Form von Säkularisationen zu umgehen. Nachdem 

eine Einigung mit den französischen Deputierten in Rastatt auf der Basis großer 

Entschädigungen für Österreich in Italien und Bayern nicht erreicht werden konn­

te, - die Verhandlungen zwischen Francois de Neufchateau und Cobenzl von Ende 

Mai 1798 bis Anfang Juli 1798 in Selz verliefen ohne Ergebnis87 arbeitete Öster­

reich auf einen zweiten Koalitionskrieg gegen Frankreich hin. Ein günstiger Zeit­

punkt für einen erneuten Krieg gegen Frankreich schien in den Augen des öster­

reichischen Ministers Thugut die Niederlage Napoleons in Ägypten im August 

1798 zu sein.

Nachdem die Verhandlungen mit der Reichsdeputation wochenlang zu keiner Ei­

nigung führten, da der kaiserliche Bevollmächtigte sich nicht den Beschlüssen der 

Reichsdeputation anschloß, sondern neue Forderungen stellte, war an einen erfolg­

reichen Abschluß der Verhandlungen nicht mehr zu denken88 89. Roberjot schilderte 

in einem Schreiben vom 3. Brumaire VII an Talleyrand den festgefahrenen Zustand 

in Rastatt folgendermaßen:... Cette deputation e$t tellement influence qu’onpeut lni 

dicter tont ce qu’on croira propre ä retarder la negociation, et qu’elle est tonjonrs 

prete ä consentir ä tont ce qu’on exigera d’elle^. Gegen Ende 1798 war abzusehen, 

daß die Rastatter Verhandlungen nicht erfolgreich enden würden. Nachdem Öster­

reich sich immer mehr aus den Verhandlungen zurückzog, zeichnete sich eine Spal­

tung der Reichsdeputation ab. Ein Teil versuchte mit der französischen Deputation 

einen Sonderfrieden zu verhandeln. Paris wies seine Vertreter in Rastatt an, diesen 

Weg zu verfolgen, um wenigstens einen Teil der Reichsmitglieder auf seine Seite 

85 Vgl. das Schreiben der französischen Deputation an Talleyrand vom 13. Nivose VII, in dem sie den 

erarbeiteten Entschädigungsplan zur Diskussion stellten und um Instruktionen baten. A.E., CP 

Allemagne 676, f. 346.

86 Vgl. dazu: A.E., CP Allemagne 676, f. 75-77.

87 Vgl. dazu die Korrespondenz von Francois de Neufchateau und Talleyrand, in: A.E., CP Autriche 

369. Schon nach kurzer Zeit mußte Neufchateau erkennen, daß seine Gespräche mit Cobenzl nicht 

zum Erfolg führen werden.

88 Vgl. dazu das Schreiben Roberjots an Talleyrand vom 17. Pluvoise VII, in: A.E., CP Allemagne 

677, f. 47-48’.

89 Roberjot an Talleyrand vom 3. Brumaire VII, in: A.E., CP Allemagne 676, f. 119-120’, hier f. 120’.
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ziehen zu können90. In diesem Zusammenhang ist auch auf die Überlegungen des 

Direktoriums zur Gründung einer süddeutschen Republik unter der Führung Bay­

erns zu verweisen91. Mittlerweile war es wieder zu militärischen Auseinanderset­

zungen zwischen Österreich und Frankreich gekommen. Österreich fand in der 

Koalition mit England und Rußland Unterstützung gegen Frankreich. Die kriegeri­

schen Aktivitäten auf beiden Seiten brachten die diplomatischen Bemühungen zum 

Stillstand.

Obwohl die Verhandlungen in Rastatt noch weitergeführt wurden, fielen die Ent­

scheidungen längst nicht mehr auf dem diplomatischen Parkett, sondern auf dem 

militärischen. Dennoch ist bei der Auswertung der Korrespondenzakten festzustel­

len, daß die französische Deputation weiterhin zu ergebnisreichen Verhandlungen 

angehalten worden ist92. Die Auflösung des Rastatter Kongresses, bzw. das Schei­

tern, wurde ausgelöst durch die Forderung der französischen Deputation, die russi­

schen Truppen vom Reichsboden zu verbannen. In einer Note vom 13. Nivose VII93 

an Lehrbach, der als kaiserlicher Kommissar fungierte, legte die französische Depu­

tation diese Aufforderung vor, ansonsten würde die Neutralität des Reiches verletzt 

werden. Diese Note blieb unter verschiedenen Vorwänden aus Wien unbeantwor­

tet94 95. Der Kaiser sah keinen Zusammenhang zwischen den Rastatter Verhandlungen 

und der Forderung der französischen Deputation hinsichtlich der russischen Trup­

pen. Um einer Antwort auszuweichen, verfügte der Kaiser, die Beantwortung des 

französischen Ansinnens dem Reichstag in Regensburg zu übertragen93. Somit verla­

gerte sich die Aufmerksamkeit nach Regensburg und führte in Rastatt die Verhand­

lungen zum totalen Stillstand. In Regensburg versuchte der französische Gesandte 

Bacher, Einfluß auf die Verhandlungen des Reichstages zu nehmen und stand darü­

ber auch in Korrespondenz mit der französischen Deputation in Rastatt96. Aber auch 

90 Vgl. Talleyrand an die französische Deputation vom 21. Germinal VII, in: A.E., CP Allemagne 

677, f. 229-230*.

91 Talleyrand führt in einem Schreiben an Debry vom 9. Germinal VII aus, daß das Direktorium ne­

ben Österreich und Preußen eine dritte Kraft im Reich schaffen wolle. Dabei dachte es an die 

Gründung einer süddeutschen Republik in deren Zentrum Bayern stehen sollte. Diese Überlegun­

gen wurden nach dem Tod Karl Theodors besonders stark von der französischen Republik ver­

folgt. Sie beauftragten Theremien mit einer Reise nach Süddeutschland, um ein Gutachten zur Rea­

lisierung dieser Option zu erstellen. Vgl. dazu:... il (Le Directoire, Anm. d.V.) favoriserait de toxs 

les moyens la creation d'un tiers parti en allemagne, capable de balancer l'mfluence de 1'Antriebe 

d'une part de Pautre celle de la Prusse,..., in: A.E., CP Allemagne 677, f. 198f.

92 Vgl. hierfür die Depeschen Talleyrands an die französische Deputation vom 22. Ventose VII, in: 

A.E., CP Allemagne 677, f. 141, vom 29. Ventose VII, f. 177, und vom 21. Germinal VII, f. 230’: Je 

le repete, Citoyen, demeurez d Rastadt jusqu 9d la demiere extremite et si enfin Pautorite militaire 

voxs force d en sortir, ne les faites qu’avec les protestations necessaires.

93 Vgl. dazu: A.E., CP Allemagne 676, f. 348f. Ebenso erging am 13. Nivose VII mit demselben Inhalt 

eine Note an die Reichsdeputation, in: Ibidem, f. 347.

94 Vgl. Roberjot an Talleyrand vom 3. Pluvoise VII, CP Allemagne 677, S. 15ff. Der Kaiser zeigte sich 

erstaunt über die Forderung der französischen Deputation, da die russischen Truppen nicht in die 

Verhandlungen involviert waren.

95 Vgl. hierzu: Roberjot an Talleyrand vom 16. Nivose VII, in: A.E., CP Allemagne 676, f. 387ff.

96 Vgl. dazu die Korrespondenz Bachers in Regensburg mit der französischen Deputation in Rastatt, 

in: A.E., CP Allemagne 682, f. 27-360’. Metternich versuchte die Reise Bachers nach Regensburg 

zu stören, da dieser aber als Charge d’affaire der französischen Republik ausgewiesen war, konnte 

ihm Metternich die Reise durch das Reich bzw. einen Paß nicht verwehren.
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aus ihr geht deutlich hervor, daß mit keinem wirklichen Ergebnis zu rechnen war. 

Während der langen Phase des Wartens auf die Antwort aus Regensburg urteilte 

Debry in einer Depesche an Talleyrand vom 26. Pluvoise VII97 98 99: De tont ceci l’on 

peut conclure que si la paix a lieu, eile sera faite par les evenements et non par une 

volonte eclaire ni par le calcul de l’interet.

Nachdem die Verhandlungen nicht wieder in Gang kamen, wurden die Auflö­

sungserscheinungen dieses Kongresses immer deutlicher. Nach und nach reisten 

einzelne Gesandtschaften ab, am einschneidendsten war die Abreise der österreichi­

schen Deputation, die das Ende des Kongresses deutlich machte, wie Roberjot in ei­

nem Schreiben an Talleyrand vom 4. Ventose VII feststellte: Chacun se prepare ici, ä 

se retirer et fait partir ses efforts, tant la conduite des ministres autrichiens a persuade 

que la rupture aurait lieu bientet™. Und obwohl der Reichstag und die Reichsdepu­

tation dem Grafen Metternich mitteilten, daß sie die Verhandlungen weiterführen 

möchten, legte der kaiserliche Vertreter sein Veto ein und reiste ab.

Auch die französische Deputation dachte in ihren Depeschen laut über eine Ab­

reise nach. Debry versuchte diesen Gedanken, der französischen Regierung in fol­

gender diplomatischer Formulierung nahezubringen:... sans doute nous devons ne 

renoncer ä lapaix que lorsque tout espoir sera evanoui, mais songez je vous prie qu’il 

serait contraire ä la dignite de la Republique que la legation francaise qui la repre- 

sente a Rastatt, y demeurat dans une Situation equivoque”.

Die Anweisungen aus Paris gaben der französischen Deputation vor, in Rastatt zu 

bleiben, und erst von dort abzureisen, wenn sie ausdrücklich, wie Bacher in Re­

gensburg und Alquier in München, von österreichischen Offizieren dazu aufgefor­

dert würden100. Außerdem erhielten sie die Instruktion, sich in diesem Falle von Ra­

statt nach Straßburg zu begeben, um von dort die Verhandlungen weiterzu­

führen101. Diese Anweisungen aus Paris wurden immer mit dem Argument 

gerechtfertigt, damit den Friedenswillen der französischen Republik zu demon­

strieren102. Wenn man die Korrespondenzen der letzten Wochen vor dem Abbruch 

des Rastatter Kongresses Ende April 1799 analysiert, sind die Instruktionen nur 

sehr schwer nachvollziehbar, denn um Rastatt herum, war der Krieg in vollem 

Gange und auch sonst hatte sich die Situation so zugespitzt, daß mit keinem Ver­

handlungsergebnis mehr zu rechnen war. Nachdem Bacher und Alquier ausgewie­

sen worden waren, ist es nur schwer verständlich, warum die französische Regie­

rung ihre Deputation weiteren Gefahren aussetzte. Der Rastatter Kongreß endete 

am 28. April 1799 mit dem Attentat auf die französische Deputation. Als die drei 

französischen Deputierten am 28. April 1799 die Aufforderung erhielten, Rastatt zu 

97 Vgl. dazu: A.E., CP Allemagne 677, f. 65ff.

98 Vgl. A.E., CP Allemagne 677, f. 81’.

99 Debry an Talleyrand vom 16. Ventose VII, in: A.E., CP Allemagne 677, f. 111-112.

100 Vgl. dazu Talleyrand an die französische Deputation vom 21. Germinal VII, in: A.E., CP Alle­

magne 677, f. 230’.

101 Vgl. dazu Talleyrand an die französische Deputation vom 21. Germinal VII, ibidem: et en annon- 

cant que vous vous retirez ä Straßbourg et declarez en meme temps que vous demeurez charges de 

negocier avec l’Empire et avec chacun de ses membres.

102 Vgl. dazu: Talleyrand an die französische Deputation vom 25. Germinal VII, in: A.E., CP Alle­

magne 677, f. 239.
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verlassen, sind sie kurz nach ihrer Abreise von ungarischen Husaren überfallen 

worden. Das Attentat überlebte nur Jean Debry, Bonnier und Roberjot kamen zu 

Tode'03.

Zusammenfassend läßt sich festhalten, daß die Rastatter Verhandlungen sich an 

den Forderungen der Französischen Republik wie an der Ablehnung dieser durch 

den Kaiser festgefahren hatten und darüber hinaus an den äußeren militärischen 

Umständen gescheiten sind. Einige Kritiker des Direktoriums hatten das Scheitern 

des Kongresses vorausgesehen und hielten einen Friedensschluß mit dem Reich un­

ter Einberufung eines Friedenskongresses für verfehlte Politik. Dazu gehörte z. B. 

Christoph Wilhelm Koch, der selbst am Rastatter Kongreß teilgenommen hatte103 104 105: 

Mais au Heu d’obliger l’Empereur ä conclure, dans le meme temps, la paix pour et au 

nom du Corps Germanique, le Directoire fit la faute de faire renvoyer cette derniere 

pacification ä un congres formel avec une deputation de l’Empire dont on pouvoit 

prevoir qu’ilpreteroit matieres ä des difficultespresque insurmontables. Jamais l’Au- 

triche n’avoit fait une paix aussi avantageuse que celle que les francois victorieux lui 

eurent accorde ä Campo Formio'°\

IV.

Abschließend soll noch kurz die Beurteilung der französischen Reichspolitik auf 

dem Rastatter Kongreß in Blick genommen werden. Die Außenpolitik - hier im 

Hinblick auf das Reich - der Französischen Republik weist deutliche Unterschiede 

zur Außenpolitik des monarchischen Frankreich unter Ludwig XVI. auf. Auf dem 

Rastatter Kongreß bündelten sich verschiedene Leitbilder der Außenpolitik des re­

publikanischen Frankreichs, die nochmals ganz deutlich den Unterschied zwischen 

der Außenpolitik des monarchischen und des republikanischen Frankreich unter­

streichen. Aus der Vielfalt der Überlegungen, wie die französische Republik den 

Friedensschluß mit dem Reich gestalten sollte, lassen sich folgende drei Lösungs­

modelle herausfiltrieren, die die Außenpolitik der französischen Republik kenn­

zeichneten:

1) Ein Friedensschluß mit dem Reich mit Hilfe des Bündnispartners Preußen. Die­

se Lösung wurde auf der Grundlage einer Erneuerung des Fürstenbundes von 

1785 entwickelt, mit dem Unterschied, daß ein offizielles Bündnis Frankreichs 

mit Preußen das französische Gewicht im Reich verstärken sollte. Allerdings

103 Zum Rastatter Gesandtenmord vgl.: J. A. von HELFERT, Der Rastaedter Gesandtenmord» Wien 

1874. Außerdem dazu auch verschiedene Dokumente zur Beschreibung des Tathergangs vom 

29.4.1799, wie ein Obduktionsbericht der Toten vom 29.4.1799, in: A.E., CP Allemagne 677, f. 

265-267; f. 261-264.

104 Z. B. nahm er an den Verhandlungen zwischen Neufchateau und Cobenzl in Selz im Juni 1798 

teil. Außerdem wurde Koch von Jean Debry in einer sehr intensiven Korrespondenz zu Fragen 

des Rastatter Kongresses konsultiert, wie die 340 überlieferten Briefe anschaulich zeigen. Vgl. da­

zu: J. Voss, Christophe Guillaume Koch (1737-1813): Homme politique et historiographe con- 

temporain de la Revolution, in: History of European Ideas, Vol. 13/5 (1991), S. 531-543, hier S. 

534,542.

105 Koch äußerte sich über den Rastatter Kongreß in dieser kritischen Form in seinen Ausführungen 

»Precis de la revolution francaise« vgl. dazu ausführlich: J. Voss (wie Anm. 104), S. 539.
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war diese Lösung nicht vereinbar mit den territorialen Expansionswünschen der 

französischen Regierung und verlor nach 1795, als im Direktorium die Verfech­

ter der Rheingrenze dominierten, an Bedeutung106. Diese Möglichkeit, im Bünd­

nis mit Preußen einen Friedensschluß zu erreichen, wurde erst wieder von Tal- 

leyrand in seinen Überlegungen für die Hauptinstruktionen der französischen 

Deputation aufgegriffen107, scheiterte aber am Unwillen Preußens, mit Frank­

reich ein offizielles Bündnis einzugehen108.

2) Eine Aufteilung des Reiches unter Österreich, Preußen und Frankreich war 

ebenfalls als ein Lösungsmodell in Betracht gezogen worden109. Analog zur Tei­

lung Polens fand bei Sieyes und Merlin de Thionville das Aufteilungsmodell 

große Resonanz. Sie verbanden damit die Hoffnung, daß Preußen und Öster­

reich sich im Kampf um die Territorialgewinne überwerfen würden, und damit 

Frankreich die Schiedsrolle zufiele. Diese Aufteilungsidee mutierte in den 

Hauptinstruktionen für die französische Deputation zum Rastatter Kongreß 

zur Aufteilung des Reiches in zwei Monarchien. Der Norden des Reiches sollte 

unter der Leitung Preußens zusammengefaßt werden und der Süden unter der 

Führung Österreichs110. Diese Konzeption stand jedoch in völligem Wider­

spruch zu den bisherigen Leitlinien der Außenpolitik der französischen Monar­

chie, nämlich als Protektor der kleineren Reichsmitglieder aufzutreten.

3) Als dritte Option für ein Friedensschlußkonzept stand die Arrondierung der 

größeren Reichsstände mittels Säkularisation111 und Mediatisierung zur Diskus­

sion. Dahinter verbarg sich der Gedanke, die größeren weltlichen Reichsstände 

als natürliche Verbündete Frankreichs zu sehen. Im permanenten Konflikt mit 

Österreich geriet dieses Lösungsmodell immer mehr zum bevorzugten Ziel, 

denn mittels der Säkularisation gelang es, Österreich zu schwächen, da die geist­

lichen Reichsfürsten als natürliche Verbündete des Kaisers galten.

Soweit zu den Leitlinien der Außenpolitik des republikanischen Frankreich, die 

auch auf dem Rastatter Kongreß mehr oder weniger intensiv die Deutschlandpoli­

tik der französischen Republik prägten. Mit der dritten Option, die die Landkarte 

des Reiches drastisch verändern sollte und die letztendlich ihre Erfüllung im 

Reichsdeputationshauptschluß von 1802/1803 fand, trat der entscheidende Unter­

schied in der Außenpolitk des republikanischen Frankreich im Vergleich zur 

Außenpolitik der Monarchie unter Ludwig XVI. hervor. Die Reichspolitik der Re­

gierung Ludwigs XVI. hielt sich an die Maxime des Status-quo hinsichtlich der ter­

106 Vgl. dazu ausführlich E. BUDDRUSS, Die Deutschlandpolitik der Französischen Revolution zwi­

schen Traditionen und revolutionärem Bruch, in: K. O. von ARETIN/K. HÄRTER (Hg.), Revoluti­

on und konservatives Beharren. Das Alte Reich und die Französische Revolution, Mainz 1990, S. 

145-154, hier S. 150-151.

107 Vgl. dazu Anmerkung 37.

108 Vgl. dazu die Korrespondenz zwischen Sieyes und Talleyrand, in der deutlich wird, daß Sieyes 

nach der Abberufung Caillards aus Berlin 1798 dachte, in seiner insistierenden Art und Weise den 

preußischen König zu einem französisch-preußischen Bündnis bewegen zu können. A.E., CP 

Prusse 222, 223.

109 Vgl. dazu auch: E. BUDDRUSS (wie Anm. 106) S. 151-152.

110 Vgl. dazu die Ausführungen Talleyrands »Considerations pour servir de base aux instructions des 

plenipotentaires de la Republique au Congres de Rastatt«, in: A.E., CP Allemagne 674, f. 13

111 Vgl. dazu auch: E. BUDDRUSS (wie Anm. 106) S. 152-154.
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ritorialen Grenzen und glaubte, mit dem Erhalt der vielen kleinen Reichsstaaten, 

die eine Aufsplitterung des Reichsterritoriums darstellten und gleichzeitig eine po­

litische Schwächung des Reiches bedeuteten, politischen Vorteil und Nutzen ziehen 

zu können112. Die Regierung Ludwigs XVI. vermied im Gegensatz zur Republik, 

die eine grundlegende Umstrukturierung des Reichsgefüges in Angriff nahm, alles, 

was die bestehende politische Struktur des Reiches hätte verändern können. Mit 

dem Anspruch bzw. Festhalten an der Rheingrenze und den damit verbundenen 

territorialen Veränderungen im Reich, die wiederum einen strukturellen Wandel 

des Reiches nach sich zogen, greift die französische Republik auf Ideen aus der Zeit 

Ludwigs XIV. zurück. Insofern läßt sich die Außenpolitik der französischen Repu­

blik auf dem Rastatter Friedenskongreß »zwischen Tradition und revolutionärem 

Bruch«113 einordnen.

RfcSUMfc FRANCAIS

On celebrera en 1997 le deux-centieme anniversaire de l’ouverture du congres de Rastatt, qui aurait du 

deboucher sur un traite de paix mettant fin a une periode de guerre de cinq annees entre la France et le 

Saint Empire. Du point de vue de son importance, le gouvernement fran^ais assimila le congres de Ra­

statt aux traites de paix de Westphalie en 1648, de Riswjck en 1697, de Bade en 1714 et au traite de 

Vienne de 1738. Cette appreciation du congres de Rastatt du cöte fran^ais souligne clairement que la 

Republique fran^aise esperait de ce traite de paix des changements radicaux. Mais finalement ces boule- 

versements historiques, qui devaient affecter l’Empire germanique et que le gouvernement fran^ais 

avaient dejä prevus pour 1797/1799, devaient encore etre retardes de quelques annees et n’allaient etre 

mis en application qu’a partir du Reces de la difete de Ratisbonne en 1802/1803. Bien que les negociati- 

ons du congres de Rastatt aient anticipe d’importantes evolutions ulterieures comme, par exemple, la 

cession de la rive gauche du Rhin et la reconnaissance du principe de secularisation pour l’indemnisati- 

on des pertes, ce congres a ete, mis a part quelques rares travaux, neglige par la recherche historique. 

Pourtant, de nouvelles recherches sur ce sujet seraient souhaitables, car ce congres de Rastatt permet 

aussi de discerner clairement la difference qui existait entre les lignes directrices de la politique etrange- 

re de la France monarchique et celles de la France revolutionnaire. Les differentes aspirations de la po­

litique etrangere de la France republicaine s’expriment successivement durant les negociations de paix 

de Rastatt. De plus, en observant les tactiques de negociation de la Prusse et de l’Autriche ä ce congres, 

on peut egalement etudier le dualisme austro-prussien ä la fin de l’ancien Empire germanique et cela 

permet de devoiler dans quelle mesure la Prusse comme l’Autriche eurent leur part de responsabilite 

dans Feffondrement du Saint-Empire.

Au moyen d’une esquisse du congres de paix de Rastatt, nous voulons ici presenter la politique 

etrangere de la France vis ä vis du Saint Empire romain-germanique. Cette esquisse revele que cette po­

litique est marquee par trois influences, provenant de trois niveaux: du directoire, du ministre des Af- 

faires etrangeres Talleyrand et enfin de la delegation fran^aise ä Rastatt elle-meme.

Lorsqu’en 1792 on avait abouti a la guerre entre la France et l’Autriche et que cette guerre s’etait am- 

plifiee pour devenir une guerre entre l’Empire germanique et la France, le premier partenaire de l’Au­

triche ä quitter le champ de bataille fut la Prusse, qui conclut avec la France la paix de Bäle en 1795. 

Bientöt, tous les fitats du nord et du centre de l’Allemagne suivirent l’exemple de la Prusse. A cause des 

victoires de Bonaparte en Italie, l’Autriche se vit contrainte ä signer le traite de paix de Campo Formio, 

dans lequel il fut convenu de negocier un traite de paix avec l’Empire germanique ä Rastatt. Bien que 

l’Autriche se fut engagee, dans les articles secrets du traite de Campo Formio, ä prendre parti pour la 

112 Vgl. hierzu ausführlich: E. BüDDRüSS (wie Anm. 106), S. 147-148.

113 Vgl. in größerem Kontext der Außenpolitik Ludwigs XIV. bis zur Französischen Revolution E. 

Buddruss, ibidem.
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cession de la rive gauche du Rhin lors du congres de Rastatt et ä accepter le principe de secularisation 

pour Tindemnisation des pertes subies, l’empereur somma la delegation de negocier sur la base de l’in- 

tegrite du territoire de ('Empire germanique. Ainsi etait etablie des le debut l’opposition entre 1’Au tri­

ebe et la France au congres de Rastatt, dont les negociations aboutirent finalement ä un echec. Les in- 

structions principales que le Directoire donna ä ses trois delegues montrent clairement que la France 

entamait ces negociations avec de grands objectifs. Le Directoire exigeait la cession entiere et definitive 

de la rive gauche du Rhin ä la France et l’acceptation du principe de secularisation pour le dedommage- 

ment des pertes subies par les princes de ces territoires. Pour atteindre ce but difficile le plus rapide- 

ment possible, le Directoire ne designa pas seulement une delegation de trois personnes pour le con­

gres de Rastatt, ä savoir Bonaparte, Treilhard et Bonnier, mais fit aussi en Sorte que ses interets soient 

negocies en meine temps a la cour de Vienne et surtout ä celle de Berlin. Les negociations du congres 

de Rastatt se deroulerent en deux phases. La premiere phase fut marquee par la discussion sur l’accep- 

tation de la cession de la rive gauche du Rhin et du principe de secularisation pour les indemnisations. 

Cette premiere phase prit fin en decembre 1798, mais la delegation fran^aise ne parvint a obtenir un ac- 

cord sur les points cites plus haut qu’ä l’aide d’un Ultimatum. La deuxieme phase, qui etait affectee ä la 

discussion d’un plan d’indemnisation, fut bloquee par une resistance massive de l’Äutriche, ce qui eut 

pour consequence la dissolution du congres qui s’aeheva par l’assassinat des delegues fran^ais.


